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gen, Einigungen und Schreiben, die Sachanträge enthalten 
oder mit deren Zugang eine Frist beginnt, besteht vor al­
lem darin, ein gerichtliches Verfahren ohne weitere Ver­
zögerungen zügig und effektiv einzuleiten, Rechtsmittel­
oder richterliche Fristen in Lauf zu setzen, die Vollstrek- 

, kung einer Entscheidung zu ermöglichen und den Prozeß­
parteien Kenntnis von anstehenden Verhandlungsterminen 
bzw. von Aktivitäten der andören Prozeßpartei zu vermit­
teln (vgl. Fragen und Antworten in NJ 1976 S. 210).

Daraus folgt, daß die mit der ZPO neu geregelte Zustel­
lung von Amts wegen nicht bezweckt, das Entstehen oder 
die Erstattungsfähigkeit von Kosten der im anhängigen 
Verfahren bevollmächtigten Rechtsanwälte für deren Akti­
vitäten davon abhängig zu machen, daß das Gericht nach 
§ 37 Abs. 1 ZPO die Zustellung veranlaßt. Die Erstattung 
der von einem Rechtsanwalt in Verfahren geforderten Ge­
bühren ist vielmehr davon abhängig, ob diese Gebühren 
nach den Bestimmungen der Gebührenordnung für Rechts­
anwälte (RAGO) tatsächlich entstanden sind und ob sie 
notwendig waren (§§ 164 Abs. 3, 178 Abs. 1 ZPO).

Erhält der Anwalt einer Prozeßpartei im Verfahren 
durch formlose Mitteilung des Anwalts der anderen Pro­
zeßpartei von einem bei Gericht eingelegten Rechtsmittel 
Kenntnis, so lösen die von ihm daraufhin veranlaßten pro­
zeßbezogenen Maßnahmen die ihm zustehenden Gebühren­
sätze aus, soweit diese Tätigkeiten in der Gebührenord­
nung für Rechtsanwälte erfaßt sind. Das trifft auch auf 
die Fertigung eines Erwiderungsschriftsatzes zu einer nach 
den Bestimmungen der ZPO noch nicht durch das Gericht 
zugestellten Berufungsschrift zu. Unter den Gesichtspunk­
ten der Konzentration und Beschleunigung der Zivil-, Fa­
milien- und Arbeitsrechts verfahren nach den seit dem 1. Ja­
nuar 1976 geltenden Verfahrensvorschriften begründet je­
des sachdienliche Tätigwerden des Rechtsanwalts der an­
deren Prozeßpartei auch vor Zustellung der Rechtsmittel­
schrift durch das Gericht die Erstattungsfähigkeit entstan­
dener Rechtsanwaltsgebühren.

Im vorliegenden Verfahren hat daher das Kreisgericht 
rechtlich zutreffend die von Rechtsanwalt Dr. W. für die 
zweite Instanz geltend gemachte Prozeßgebühr (§§ 9, 13 
Abs. 1, 52 RAGO) im Hinblick auf den beim Berufungsge­
richt am 16. November 1976 eingegangenen Erwiderungs­
schriftsatz bei der Kostenfestsetzung berücksichtigt. Die ge­
gen diese Entscheidung eingelegte Beschwerde mußte da­
her nach § 156 Abs. 1 ZPO i. V. m. § 159 Abs. 3 ZPO als un­
begründet abgewiesen werden.

§§ 164 Abs. 3, 178 ZPO.
Notwendige Rechtsanwaltskosten i. S. des § 164 Abs. 3 ZPO 
sind im allgemeinen nur die Kosten eines Rechtsanwalts, 
der im Bereich des Prozeßgerichts ansässig ist. Daraus 
folgt, daß Abwesenheits- und Tagegelder sowie Reisekosten 
eines in einem anderen Gerichtsbereich ansässigen Rechts­
anwalts nur insoweit erstattungsfähig sind, als sie nicht 
über die Kosten eines im Bereich des Prozeßgerichts wohn­
haften Rechtsanwalts hinausgehen.

Stadtgericht Berlin, Beschluß vom 1. März 1977 — 109 BFR 
61/77.

Dem Kläger wurden die Kosten des Ehescheidungsverfah­
rens erster und zweiter Instanz auferlegt. Beide Prozeß­
parteien wurden durch Rechtsanwälte vertreten. Die in B. 
wohnhafte Verklagte hat einen in G. ansässigen Rechtsan­
walt mit ihrer Prozeßvertretung beauftragt. Das Stadt­
bezirksgericht hat im Kostenfestsetzungsbeschluß auch die­
jenigen Kosten (Abwesenheits- und Tagegelder sowie 
Reisekosten) als erstattungsfähig durch den Kläger festge­
setzt, die dem Rechtsanwalt der Verklagten durch die in B. 
erfolgte Prozeßvertretung entstanden sind.

Gegen diese Entscheidung richtet sich die Beschwerde 
des Klägers, in der er vorträgt, die Verklagte habe aus 
privaten Gründen einen nicht am Wohn- und Gerichtsort 
ansässigen Rechtsanwalt beauftragt und müsse deshalb die 
Mehrkosten selbst tragen. Es handele sich hierbei nicht

um notwendige Kosten des Verfahrens. Er habe nur die­
jenigen Kosten zu ersetzen, die entstanden wären, wenn 
die Verklagte einen an ihrem Wohnsitz ansässigen Rechts­
anwalt beauftragt hätte.

Die Beschwerde hatte Erfolg.

Aus den Gründen:
Gemäß § 164 Abs. 3 ZPO gehören Rechtsanwaltskosten zu 
den erstattungsfähigen Aufwendungen einer Prozeßpartei. 
Soweit jedoch keine besonderen Umstände vorliegen, wer­
den „notwendig“ im Sinne des Gesetzes und damit erstat­
tungsfähig im allgemeinen nur die Kasten eines am Pro­
zeßgericht ansässigen Rechtsanwalts sein (vgl. OG, Urteil 
vom 6. Mai 1975 - 1 ZzF 10/75 - NJ 1975 S. 495).

Im vorliegenden Verfahren sind Umstände, die die Er­
stattungsfähigkeit der durch den auswärtigen Rechtsanwalt 
der Verklagten verursachten Mehrkosten begründen könn­
ten, mit Rücksicht auf den Wohnsitz der Verklagten in 
B. und die Möglichkeit einer Wahl unter den Rechtsanwäl­
ten im Gerichtsbereich nicht erkennbar. Es steht zwar 
jeder Prozeßpartei frei, einen Rechtsanwalt nach ihrer 
Wahl zu beauftragen, jedoch dürfen dadurch der anderen 
Prozeßpartei keine vermeidbaren Mehrkosten erwachsen. 
Folglich sind die entstandenen Rechtsanwaltskosten der 
Verklagten vom Kläger nur insoweit zu erstatten, als diese 
nicht über die einem im Gerichtsbereich ansässigen Rechts­
anwalt entstandenen Kosten hinausgehen. Die Mehrkosten 
hat der Verklagte selbst zu tragen.

Der angefochtene Beschluß war daher aufzuheben. Der 
Sekretär wird einen Kostenfestsetzungsbeschluß zu erlas­
sen haben, der den genannten Erwägungen Rechnung 
trägt.

Zivilrecht * 1

§§ 92 Abs. 2, 44, 330 ff. ZGB.

1. Eine Pflichtverletzung i. S. des § 92 Abs. 2 ZGB liegt im 
Prinzip nicht schon dann vor, wenn Bürger in bloßen Ver­
handlungen wegen eines Vertragsabschlusses stehen und 
einer der Beteiligten in der Zwischenzeit anderen Sinnes 
wird, und deshalb kein Vertrag zustande kommt. Eine 
Schadenersatzpflicht nach dieser Bestimmung wird viel­
mehr nur dann ausgelöst, wenn konkrete, mit der Vorbe­
reitung des angestrebten Vertrags im Zusammenhang ste­
hende Pflichten verletzt werden, auf deren Erfüllung der 
andere Partner nach den Grundsätzen über das verantwor­
tungsbewußte Zusammenwirken (§ 44 ZGB) vertrauen 
durfte.

2. Ein Grundstückseigentümer handelt pflichtwidrig, wenn 
er einem Kaufinteressenten, der nach den gesamten Um­
ständen davon ausgehen konnte, daß eine grundsätzliche 
Verkaufsbereitschaft des Eigentümers besteht — die aber 
in Wirklichkeit nicht vorlag — bei der Durchführung oder 
Vorbereitung von Baumaßnahmen auf dem Grundstück 
nicht widerspricht.

OG, Urteil vom 13. September 1977 - 2 OZK 30/77.

Im März 1976 hat die Verklagte in einer Tageszeitung ein 
unbebautes Gartengrundstück (Teil ihres Wohngrund- 
stücks) zum Kauf angeboten. Daraufhin hat sich der Klä­
ger als Kaufinteressent gemeldet. Im beiderseitigen Ein­
vernehmen hat der Kläger Anfang April den für den Ver­
kauf vorgesehenen Teil des Grundstücks abgesteckt. Da­
nach hat er vereinbarungsgemäß auf einer Seite des 
Grundstücks Zaunsäulen gesetzt. Zum Abschluß eines 
Grundstückskaufvertrags ist es nicht gekommen.

Der Kläger hat von der Verklagten 701,06 M Schaden­
ersatz gefordert und dazu vorgetragen: Die Verklagte habe 
den notariellen Kaufvertrag erst später abschließen wol­
len, ihm aber ihre Verkaufsabsichten mehrfach bestätigt. 
Deshalb habe er in der Folgezeit auf dem Grundstück ein


